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l. Anderungsbereich

Die Gre,nze des räumliche,n Geltungsbereiches des Bebauungqplanes Hu I l5ll
verläuft im Stadtbezirk Huckarde - Ortsteil Kirchlinde - südlich der vorhandene,n Bö-
schung im nordöstlichen Bebauungsplanbereioh ca. 150 m nach Nordwesten, knickt
dort nach Südwesten ab, überquert die Revierstraße, verläuft entlang der Flöz-Erda-
Straße (Ringcrschließung), überquert nochmals die Revierstraße in Riohtung Nordo-
sten und vedäuft weiter bis zum Bösohungmand.

2. AnlaßderBebauungsplan-Anderung

Die Deutschc Post AG beabsichtig, im Bereich des rechtslaäftigen Bebauungsplanes
Hu I l5ll - Lohwiese - ein Briefzentnrm zu errichten. Hierdurch soll€n ca. 600 Ar-
beitspläee geschaffen werden. Der Flächenzuschnitt ftr das Briefzentrum entspricht
nicht den festgesetzten Gewerbeflächen im Bebauungsplan-Gebiet Hu I l5ll - Loh-
wiese -. Es ist insbesondere eine Verändenrng der Erschließung für das Briefzentrum
erforderlich. Darüber hinaus sind zusätzliche Flächen zum Ausgleich und Ersatz für
den Eingriff in den Naturhaushalt festzuseEen.

3. Ziele und Zwecke der Bebauunqsolen-Anderuns

Hauptsächliches Ziel und Zweck der Bebauungsplan-Anderung ist die Festseeung
einer Gewerbeflächo zur Ansiedlung eines Brieftentrums sowio eine daraus folgende
Veränderung der urspränglichen Ringerschließung.

Die Ansie.dlung eines Briefzentrums erfordert gegeirüber, den Ursprungsfestsetzungen
eine Veränderung der Abstandsklassen nach dem Abstandserlaß NW. Nunmehr gehen
die Abstandsklassen von der vorharderen Wohnbebauung und nicht, wie im
rechtskräftigen Bebauungsplan Hu I l5l1, von der geplanten Wohnbebauung südlich
der Ralmer Straße aus. Für diesenr Bereich befindet sich unter der Bczeichnung Hu
115/2 - Littgcnloh - ein Bebauungsplan im Varfahren, der den v. g. Sachverhalt be-
rücksichtigur wird.

Mit Blick auf die dem geplanten Gewerbegebiet am nächsten liegende Wohnbc-
bauung im Bereich der Rahmer Straße und der Straße 'Bäre,nbruchu wurde auf dsr
Grundlage der demeit gultigen Abstandsliste zum Runderlaß des Ministers für Um-
welt, Raumordnung und Landwirtschaff NW vom 21.03.1990 (SMBI. NW 283) eine
Gliederung des ncuen Gewerbegebietes entspr€chend des zulässigen Emissionsgrades
vorgenommen.

Für die fcstgesetzten Gewerbegobiate im nönllichen und südwestlichen Anderungsb+
rEich innerhalb des 300 m-Bereichcs bis zu dm nächstliegenden Wohnbaugebieten
der Rahmer Straße und der Shaße "Bärenbruch" sind Betriebe, die das Wohnen nicht
wesentlich storen, zulässig. Gencrcll nicht zulässig sind die Betriebe der Abstands-
klasse I - V. In Anwendung des § 31 Abs. I BauGB können ausnahmsweise die rurter
den lfd. nr. 83 - 148 der Abstandsklasse V aufgeffihrten Anlagen zugelassen werden,
wenn die von ihnen ausgehende.n Emissionen so begreirzt werde,n, daß sie die von den
allgemein zulässigen Anlage,n äbticherweise ausgehenden Emissionen nicht über-
schreiten.
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Eine Begrenzung der Emissionen kann z. B. durch über den derueitige,n Stand der
Technik hinausgehe,nde Maßnahmen oder Betriebsbeschränkungen erreioht werden.

Das übrige Geworbegcbiet mit mehr als 300 m Entfemung zur vorhandenen Wohnb+
bauung im südöstliche,n Andcrungsboeich wurde unter Berücksichtigung der schüt-
zenswerten Belange der Wohnbebauung an der Rahmer Snaße und der §taßc "Bä-
renbruch" ebenfalls nach der Abstandsliste gegliedert.

Nach Punkt 2.2 des o. g. Runderlasses - Grundlage der Absundsliste - ist davon aus-
zugehen, daß bei Einhaltung oder Überschreitung der angegebenen Abstände erhebli-
che Nachteile und erhebliche Belästigungen durch den Betrieb der entsprechenden
Anlagen in dm,mlicgonden Wohngebieten nicht entstehen, wenn die Anlage dem
Stand der Teohnik entspricht. Die ureprängliche textliche Festseeung, nach der Ein-
zelhandelsbeniebe sowie Verkaufsstellen von Handwerksbetrieben und anderen Ge-
werbebetrieben, die sich ganz oder teilweise an Endverbraucher wonde,n, nicht zuge-
lassen werden, wird übemommcn,

Das Briefzentrum wird durch dic bestche,nde Erschließungsstraße im Südostem des
Plangebietes direlt erschlosscn. Die Ringerschließung des rechtskräftigen Be-
bauungsplanes wird aufgehobe,n, da diese Verkehrsflächen flir das geplante Bricfzen-
rum benötigt werden, Als Ersae frr die Ringoschließung wird jeta im Südoste,n des
Plangebietes eine reduzierte Erschlioßung mit Wendeanlage vorgesehen. Außerdem
wird der Verkreisungsbereich "Flöz-Erda-Straßc/Rcvierstraße" den fahrgeometri-
schen Erfordemissen angepaßt.

Die Ursprungsplanung enthielt zum Maß der baulichen Nutzung folgende
Festsetzungen:

Höchstgrenzo der Zahl der Vollgeschosse:
Grundfl ächenzahl (GRZ):
Gesohoßfl ächenzatrl (GFZ) :

II bzw. III
0,8
2,0
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Als Bauweise ist die geschlossene Bauweise festgesetzt. In der jeEt aktualisierten
Platung wtd entspreche,nd den Anfordenrnge,n an ein Briefzentrum die überbaubare
Grundstüoksflächc erweitert, als Höchstgrenze der Zahl der Vollgeschosse generell
max. III und als Bauweise eine offe,lrc Bauweise mit der Abweichung, daß Gebäude
über 50 m Länge zulässig sind, festgesotzt. Dic GRZ und GFZ werden übernommcn.

Inhalte der Anderung und Erpnnzuns

Durch die beschriebenen Planungubsichtar ergeben sich im Einzelnen folgende
Anderungen:

Aufgrund dcr bctrieblichen Abläufe und des Flächenzuschnittes des Briefzcntrums
vcrbleiben Restflächen, die im rechtslrilftigen Bebauungsplan Hu 115/l - Lohwiese -
als Gewerbeflächen (GE) festgesetzt sind. Diese Flächen werden nunmehr als Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft und damit als Ausgleichsfläohen frr de,n Eingriff in Natur und Landschaft, d€r

, durch das Briefzentrum verursacht wird, f€§tgesetrt.
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- VerändenrngderüberbaubarenGrundstücksflächen,

- AktualisierungderAbstandsklassenfestsetzung

- Anderung des Maßes der bauliohen Nueung und der Bauweism,

- teilweise Umwandlung von öffentlichen Verkehrsflächen in Gewerbegebiet,

- Festsetzung von Flächen flr Maßnatrmeir zum §chutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landsohaft,

- Anderung des Hinweises zum Altlastenbereich (Pkt. 2.4).

Umweltbelenge

Altlasten

Im Übersichtsplan der Altstandorte und Altablagcrungen im Bereich dor Stadt Dort-
mund sind weite Flächen des Geltungsbereiches des rechtslsäftigeir Bcbauungsplanes
Hu I l5/1 als Abgrabungen/Aufschüttungen gekemnzeichnct. Auf der Gruncllage einer
gencrellen GefährdungsabschäEung, einer erstar Grobüberprüfung des Areals sowie
einer flächendeckenden Rammkernsondicrung in einem Raster von 50 x 50 m wurde
der Altlaste,nbereich im rechtskäftigen Bebauungsplan Hu I l5/l nach § 9 Abs. 5
BauGB gekennzeichnst und Hinweise zur Sanierung in den Bebauungsplan
aufgenommen.

5.1

Sowohl die Kennzeichnung als auch die Hinweise des rechtskräftigen Bebauungspla-
nes werden in den Anderungsbcreich mit der Ausnahme übertrormlen, daß der Pkt.
2.4 der Hinweise jetzt auf die Fläche.n nach § 9 Abs. I Nr. 20 (Flächen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entvricklung von Natur und Lan«lschaft) bezogan werden.

5.2 Lärmscüutz

Das Ingeniewbüro frr technische Akustik und Bauphysik Schwetzko rurd Partner,
Dortmund, hat im Auftrag der Stadt Dortmund ein schalltechnisches Gutachten erar-
beitet. Das Gutachten vom 16.06.1995 wurde auf der Grundlago eines größercn Brief-
zentrums vom Typ XL erstellt. Die Deutsche Post AG hat im Beteiligungsverfahren
eine Reduzierung des Briefzentrums aus betriebliohen ffinden vorgenomm«r. Da-
rauftrin hat das Büro Schwetzke rmd Partner eine erneute gutachterliche Stellungrah-
me (Schreiben vom 08.08.1995) erarbeitet, Die gutachterliche Untersuchung vom
16.06.1995 als auch di€ gutacht€rlichc Stellungnahme zur Reduziarung des Briefze,n-
trums vom 08.08.1995 ist für Intoessenten jederzoit beim Stadtplanungsamt, Abtei-
l,l:lng 6114, einzusehen.
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Nach Ziffer 4.1.22, ,\bs.4 des Planungserlass€s ist Gewerbelärm bei tatsächlich vor-
handener Vorbelastung zu berücksichtigen, soweit er nicht durch cine tatsächlich vor-
handene und unbefristet andauemde Vortelastrmg vollkommen überdeckt wird. Da
durch die stark belasteten Straßen "Bärenbruch" und A 45 sowio durch den Schienen-
verkek südlich des Plangebietes eine dauerhafta Vorbelastung gegeben ist, wurden
als Ziele für das sohallteohnisohe Gutaohten die Ermittlung der Geräuschvorbelastung
sowie die Ermittlung der Geräusohimnissionen, verursacht durch das Briefzentrum,
vorgegeben. Sowohl die Geräuschvorbelastung als auch die Geräuschimmissionen,
verursacht durch das Briefzentrum, sind bezogen auf folge,nde Immissionsaufounlce,
die sich in der Nähe des Briefzcntrums bcfindeir:

Immissionsortl: "8ärenbruchgraben",Wohnhaus
Immissionsort2: "Bärenbruch",Wohnhaus
Immissionsort3: "Revierstraße",Gewerbe
Immissionsort4: "Revierstraße",Gewerbe(Südfassade)
Immissionsort5: Wohnbebauung"Bärenbruch/KirchlinderStraße"
Immissionsort6: Wohnbebauung"KirchlinderStraße"
ImmissionsortT: "KleingartenanlageSüdwest-Grenze"
(siehe beigefügten Lageplan).
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* Bei zwei angegebcnen Nachtwerte,n soll der niedrigere frr Gewerbelärm gelte,n.

Immlssionr
punkte

Geräuschirnmissionen
Vorbelartung

Gerluschimmissionen
verursrcht durch das

Brlefzentrum

orientierurgswerte
DIN 18005

Gebietsein-
rtufungen nach

BaulIVO
Tag

dB(A)
Nrcht
dB (A)

Tag
dB(a)

Nscht
dB (A)

Tag
dB (A)

Nacht
dB (A)

II 70,9 60,9 46 42 55 45140 * WA

t2 73,3 63,1 46 42 60 50145 MI
I3 66,2 56,3 5l 65 55/50 GE

t4 58,6 50 4 49 65 55/40 GE

I5 65,2 §§, 42 39 60 50/45 MI

I6 54,2 47 43 39 55 45/40 WA

t7 59,1 53,3 45 40 55 55 Kleingartenanlage

55

53
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Die Berochnungsergebnisse (siehe Tabelle) zeige,n, daß die Geräuschimmissionen,
verursaoht durch das Briefzcntrunq an deir vorhandsnen Wohnhäusern nördlich des
Briefzenhums, die den jeweiligen Immissions-ften angeordneten Orientierungswer-
ten nach DIN 18005 im Tag- und Naohtzeitraum unterschreiten.

Im Bereich der Kleingartenanlage (I 7) wird der Orientierungswert von tagsüber 55
dB (A) ebenfalls unterschritten.

Vor den Fassaden des Geschäftshauses "Reviershaße" (I 3) sind geringfigige Über-
schreitungen des Nachtorientierungswertes urn I dB (A) festzustellen, die maßgebend
durch den anteiligen Falrverkehr des Briefzentrums auf der öffentlichen Straße
(Rovierstraße) hervorgerufen werden. Dicss Überschreitung ist hinnehmbar, da der
Orientierungswert für Straßenverkehrslärm nachts b€i 55 db (A) liegt.
Weitertfn ist eine Überschreitung des Orientienmgswertes (nachts) für Allgemeines
Wohngobiet (WA) an dem nächstgelegeneir Wohnhaus südlich dcs "Bärenbruchgra-
ben" (I l) von 2 db (A) foseustellen. Wie in der Tabellc I dargestellt, liegt die G+
räuschvorbelastung sowohl im Bereich "Bärenbruchgraben" (I l) wie auch im Be-
reich "Revierstraße" (I 3) deutlich über de,n Goräuschimmissionen durch den Betrieb
des Brieftentrums. Somit vcrursacht der Betrieb des Briefzentrums keine Erhöhung
der momentan vorhandenen Geräuschimmissionen. Die Festsetzungen von aktiven
Schallschutzrnaßnahme'n an den Grundstücksgrenze,n des Briefzeirtrums würden zu
keiner Verbesserung der Geräuschimmissionen an dern o. g. Immissionsau&unkt füh-
ren. Sie sind unverträltnismäßig, von daher wird auf eine FestseEung von aktiven
Schallschuumaßnahmen verzichtet.

5.3 Grünordnerlsche undlrndscheftspflegerischeMaßnahmen

Eine wichtige Aufgabe der Bauleitplanung gemäß § I Abs. 5 Nr. 7 BauGB ist es, die
Belange des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der Landsohaflspflege, insbe-
§ondere des Naturhaushaltos, des Wassers, dcr Luft und des Bodens einschließlich
seiner Rohstoffvorkommen, sowie das Klima zu berücksichtigen.

Konketere Ragelungen zu den Belangen des NaturschuEes und der Landschafspflege
treffen die entsprechenden Fachgesetze wie das Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und das Landschaftsgesetz von Nordrhein-Westfalen (LG N.W).

Am 01.05.1993 trat das GescE zur Erleichterung von Investitionen und der Auswei-
sung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investitions- und WohnbaulandgeseE) in
Ikaft. Mit diesem Rahmengesetz wurden drei neue Paragraphen in das Bundestratur-
§chutzgesetz eingefügt, die §§ E a bis E c.

Zugleich wurde bestinrmq daß diese neu eingefügten Vorschriften unmittelbar gelten.
Mit dieser Anderung wurde die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in die Bau-
leitplanung verbindlich integriert.



Das bedeutct, daß auch im Rahmen dcr Andcnrng von Bebauungsplänen, die Eingrif-
fe in Natur und Landschaft erwarte,n lasscn, das Vermeidungs- und Minimierungsge-
bot, sowie die Ausgleiohs- und Ersatzpflicht in die Planung und in den Abwägung-
sprozeß oinzubeziehe.n sind.

Dazu gehören Aussagen über Art und Umfang von Kompensationsmaßnahmen. B€i
der Ermittlung der Kompensationsmaßnahmen sind die qualitativen und quantitativen
Aspekte des Naturhaushaltes und der urspränglichen Flächenfestsetzungen zu berück-
sichtigen. Aus diesem Grund wird eine Eingriffs-/Ausgleichsbilanz erstellt (s.Anlage
I zur Begründung).
Kompensiert ist ein Eingriff, werm nach seiner Beemdigung keine erheblichen oder
nachteiligen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zurückbleiben und das Land-
schaffsbild landschaftsgerecht wiedeltrergestellt oder neu gestaltet ist.

Die im Bebauungsplan festgcsetztcn Ausgleichsmaßnatrmen werden naoh § 8 a (1)
SaE 4 BNatSchG e,ntsprecheird des V den
Eingriffe zu erwarten sind, zugeordnet (Symbole und

auf denen

)

Sofern die Gerneinde nach § I a (3) Satz 2 in Vorlcistung tritt und die Kompensati-
onsmaßnahmen an Stelle der V€rursacher durchführt, können die dadurch entstehm-
den Koste,n gemäß der Saüung zur Erhebung von Kostmerstattungsbeitägelr vom
24.02.1995 auf die zugeordneten Grundstücke verügilt werd€n.

Im rechtskräftigen Bebauungsplan Hu 115/l waren Gewerbeflächen und die dafür
erforderlichen Ausgleichsfl ächen festgesetzt.

Die geplante Ansiedlung eines Briefzentrums der Post bedingt eine Anderung des Be-
bauungsplanes Hu I l5ll - Lohwiese -.

Der Umfang des Eingriffes und der erforderlichcn Ausgleichs- und Ersat-'rnaßnahmen
ist im landschaftspflegerischen Fachbeitrag (Anlage 1 zur Begrürndung) ermittelt.

Bcrechtigte Gninde, im Rahmen der Abwigung auf eine vollständige Kompe,nsation
des Eingriffes zu veeichten, sind nicht erkennbar.

Die zur vollständigeir Kompensation nötiger Ausgleichsflächen können innerhalb des
Anderungsbereiches nicht nachgewiesen werden.'

Eine Erweiterung des Anderungsbereiches zum Zwecke der Festsetzung von Aus-
gleichsfläohen ist nioht möglich, da die angronzenden Fläche,n e,nrweder nicht als
Ausglcichsfläche geeignet sind oder abcr plancrisch bereits mit anderwoitigon Nut-
zungen belegt sind.

Aus dieeen ffinden wird dic Fcstlegung von Ersatmaßnahmen an anderer Stelle in-
ncrhalb des Ortsteiles Huckarde orforderlich, Der ermitteltc Umfatrg der Ersatzmaß-
nahmen auf einer ausgeräumten, ökologisch geringwertigen Aokerfläche beträgt
2.700 qm.



I

Da kcine gccignete Ersatzfläche zur Verfügung steht, erfolgt in diesem Fall die Kom-
pemsation durch ErsaEgeldzahlung. Vom Rat der Stadt wird eine Sclbstbindung zur
Zahlung des ErsaEgeldes eingegangen, mit der dann Maßnahmen des Landschafts-
und NaturschuEes realisiert werden.

Fär die innerhalb des Anderungsbereiohes festgesotzteir Ausgleichsfläohe und Maß-
nahmen wird vom Rat der Stadt abonfalls eine Selbstbindmg im Wege der Wirt-
schafsfdrderung eingegangen.

Maßnahmen zum Schutz. zur PIlege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schafL sowie Flächen fär Meßnehmen arm §chutz. zur Pfleqe und zur Entwick-
lung von Netur und Landschrft

Innerhalb des Anderungsbereiches des Bebauungsplanes Hu 115/l wird östlich des
goplanten Gewerbegebi etes Ausgleichsfläche festgeseta. Diese ist gemäß der
textlichen Festsctzung
bepflanzen.

mit heimischen, standortgerechten Gehölzen zu

Diese Festsetzung dient dem ökologischcn Ausgleich und der Einbindung des Brief-
zentrums in die Umgebung.

6. Erschließung

6.1 Individualverkehr (innere und äußere Errchließung)

Der Anderungsbereich befindet sich im Stadtbezirk Huckarde - Ortsteil Kirchlinde -
und ist durch die bereits vorhandenen Erschließungsstraßen im Bereich des rechtsver-
bindlichen Bebauungsplanes Hu I l5/l - Lohwiese - erschlossen.

Die äußere Erschließung ist durch die Straße "Bärenbruch' sichergestellt.

Aufgund der Entwicklung der Verkehrsbelastrmg der Straße "Bäreirbruch", die mit
24 l00Kfzllag belastet ist, liegt das heutige Verkehrsaufkomnen ca. 20 % über den
früheren Prognosobelastungon ftr das Jahr 2000.

Im Rahmen U.r Oulr6llung des Bebauungsplanes Hu I l5/l war von einer Gesamt-
fatrtürzahl von 2000 Kfz-Fahrten ausgegangen worden, die durch die Festsetzungen
des Bebauungsplanes entstehen. Darin snthalten ist die geplante Realisierung eines
Briefrentrums mit einem Verkehrsaufkommen von 739 Iffz-Fahrte,n pro Tag.

Bei der Annalme einor vollständigen Vermarktung dos Gewerbegebiotes mit oa. 2000
Kft-Fahrten pro Tag und der vorgenannte,r nauen prognostizierten Belashmg der
Straße "Bärenbruch" ist für de,n Knote,n Bärenbruoh/Revierstraße bei einem signalg+
regelten Knote,n an dieser Stelle mit einer geringfügigen Überbelastung in der Nach-
mittagsstunde (16.00 - 17.00 Uhr) in Höhe von 3,5 o/o zu rechnon.
Für den Knotenpunkt Bärenbruch/OW III a ist in den Morgenspitzenstunden mit einer
Überbelashmg in Höhe von l0 % und damit vcrbundenen Rüclstaos ^ rechne,n, Der
Anteil des Verkehrsaufkommens durch das Bricftentrum, gemossen an dem Gesamt-
verkehrsaufkommen an diesem Knoten, b€trägt allerdings nw 1,9 %.
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Es ist beabsichtigt, durch Optimienrng «les Signalprogrammes und Koordination der
Lichtsigralanlage den Ve*ehrsablauf zu verbessem. Die nach der Optimierung auf-
treteirden Rückstauorscheinunge,n in den Morgen- bzw. Nachmittagsqpitzenstunden
sind hinnehmbar,

Im Bereich des Knotenpunktes Bärenbruch/I(rchlinder Sraße wird es weiter zu
Rückstaus auf der Straße Bfuenbruch, vor allern in Fahrtrichtung Nordur, in den Spit-
zenstunden kommen. Allerdings wurden durch den Bau einer getrennten Rechtsabbi+
gespur diese Rückstauerscheinungen abgemildert. Außerdem ist beabsichtigt unter
Berücksichtigung neucrer Zahldaten das Signalprogramm im Bereich des Knoten-
punktes Bärenbruch,/tr(rchlinder Straße neu einzustcllen.

Es ist davon auszugehen, daß sich hier deutliche Verbesserungen erzielen lassen, die
sich auf den gesamten Straßenzug Bärenbruch positiv ausv/irken. Erste Berechnungen
mit der Erstellung von neueren Zähldaten und dem Zusatzverkehr aus de,m Bereich
des Bebauungsplanes Hu I l5ll - Lohwiese - haben für den o. g. Knotenpunkt gering-
fügigc Lcistungsreserven ergeben.

Der Anteil des Verkefusaufkommens des Briefzcntrums gemessert am Gesamwer-
kehrsaufkornmen ist hier ebenfalls sehr gering. Er beträgt hier legidlich 0,9 %.

Die Straßenentwurfsplanung frr die Straße "Bärenbruch" wurde im Rahmen der B+
bauungspläne Hu 115/l und dcs in Aufstellung befindliche.n Bebauungsplanes Hu
I l5l2 einer Anpassung unterzogen. Die Planung sieht neben eina beidseitigen Allee-
bepflanzung und Mittelinseln einen durchgehenden Radstreifen auf der Westseite und
eine,m Radwog auf der Ostseits - vor dem Knoten Bärenbruch/Ifirchlinder Straße aus-
Iaufend - vor. Daduroh wird die Vcrkehrsqualität verbessert.

Es ist im Ergebnis davon auszugehen, daß duroh Optimierung der Signalprogramme,
Koordinierung der Lichtsigulanlagen und veränderten Shaßenentwurf der Ver-
kehrsablauf deutlich verbessert wird. Die Verkehrszunshme durch das Briefzentrum
ist dabei geringfligig rmd untergeordnet.

6.2 ÖffentlicherPersonennehverkehr

Das linderungsgebict ist durch zwei das Umfeld tangierende Buslinien in aas ÖffW-
NeE einbezogen. Über die Buslinie 462 ist das Anderungsgebiet einerseits an das Ne-
benzentruru Dorünund-Lütgendorünund, andererseits an Dortrnund-Huckarde und
darüber hinausgehend duroh Stadt- und S-Bahn an die Dorffiund C§ angcbunden.
Die Buslinie 472 bietet de,n Ansohluß an das S-Bahn-NeE mit dem Haltepunkt
Dortmund-Marten-Süd,

7. Yer- und Entsorpunp

Die Versorgung des Anderungsbereiches mit Gas, Wasser und elektrisoher Energie
sowie die Entsorgung wird durch die zuständigen Ver- und Entsorgungsträger
sichergestellt.
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Die topographische Situation im südwestlichen Anderungsbereioh erfordert zur ein-
wandfreien Entwässerung eine Auffillung des Geländes auf mindestens 75,0 m über
NN. Hierbei handelt es sich um eine Übemahme der Urqprungsfestsetzung.

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rähmen des Genehmigungsverfahrens
von Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung über die Entwässe-
rung der Grundstücke in der Sadt Dortaund" vom 21.12.1981, zuletzt geändert
durch SaEung vom 09.10.1986, zu prüfen, ob der Abfluß des Niederschlagswasser§
von Dach- und Hofflächen durch geeignete Maßnahmen, wie z. B. Versickerung oder
Rücküaltung, zu verhindem, zu vormindem oder merklich zu verlangsamern ist. So-
weit die Möglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch gemacht werden. Die wasser-
rechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachte,n.

a) ohne Vermischung mit Schmutzwasser in einer vorhandenen Kanalisation
abgeleitet wird oder

b) aufgrund einer nach bishorigem Recht genehmiglen Kanalisationsnetz-
planung gemischt mit Schmutzwasser einer öffentlichen Abwassorbe-
handlungsanlage zugeführt wird oder werden soll, wenn der technisohe
oder wirtschaftliche Aufwand unverhältnismäßig ist.

Für die nach § 5l a Landeswassergesetz für eine Versickerung, Verrieselung oder
Einleitung noch in Betracht kommenden Grundstüoke erfolgt die Prüfirng im
Baugenehmi gungsvErfahren.

Fär Fußwege und Parkpläue ist durchlässiges Material zu verwenden.

Quellen, Bachläufe und Dränungen von Freiflächeir dürfen überhaupt nicht an dio
Kanalisation angcschlossen werden. Maßnahmen zur Gruadwasserregulierung z. B.
Flächenfilter, Ringdr&rung usw., sind aus wasserrechtlicher §icht nicht zulässig.

In den Bebauungsplan wird ein entsprech«rder Hinweis zum Niederschlagswasser
aufgenommen.

8. Bodenordnende Maßnahmen

Die Grundstückc sollen möglichst auf freiwiltigcr Basie der im Arderungs- und Er-
glinzungsbereioh vorgesehene,n Nutzung zugefihrt werde,lr; andemfalls ist naoh Teil
IV (Umlegung, Grenaegelung) bzw. Teil V (Enteigrung) des Baugesetzbuches zu
verfahren.

Niederschlagswasser von Grundstäcken, die nach d€Ntr 01.01.1996 ersmals bebaut,
befestigl oder an die öffentliche Ifunalisation angcschlossen wcrden, ist gem. § 5l a
WassergeseE für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) in
dor Noufassung der Bekanntnachung vom 25.06.95 (GV NW S. 926, ScV NW 77)
vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzuleite,lr, sofem
dies ohne Beeinhächtigung des Wohls der Allgemeinheit möglioh ist, Die tlafür erfor-
derlichen Anlagen mässe,n den jeweils in Bstacht kommcrden Regeln der Technik
efltspreche,n. Vor der Verpflichtung zur Versickerung Verrieselung oder Einleitung
ausgenommen ist gem. § 5l a Abs. 4 LWG Niederschlagswasser, das
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9. Entschldigung

Für die festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen sowie frr tlie Flächen frr Maßnah
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft entsteht
- sofem sie sich noch nicht im Eige.ntum der Stadt Dortuund befinden - ein Entschä-
digungsanspruch der Grundstückseigentämer nach Maßgabe des § 40 Abs. I BauGB
sowie ein Ubernahmeanspruch naoh Maßgabe des § 40 Abs. 2 BauGB.

10. Flächenbilanz

(ca.) ha m

Gewerbegebiet

Flächen nach § 9 Abs, I
Nr.20 BauGB

Öffentliche Verkehrsfl ächen

Gesamt

2,4

0,3

0,09

2,79

12.

11. DurchführunLundRerlisierung

Die Dzutsche Post AG beabsichtigt im März 1996 mit den Baumaßnahmen zu
beginnor.

Kosten und tr'inenzieruns

Durch die Anderung des Bebauungsplanes Hu 115/l - Lohwiese - fallcn folgende
überschläglich ermitt€lte Kosten an:

Antell der Stadt:

Kosten fit Straßenumbau einschl.
Rüokbaukosten

r70.000,00 DM

Rückbaukosten der Kanalanlage

r0.000,00 DM

170.000,00 DM

10.000,00 DM
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Maßnahmen für Ausgleich und Ersatz
gern. Ratsbeschluß vom 06.07.95

175.000,00 DM 175.000,00 DM

355.000,00 DM 355.000,00 DM

Die Anlage "Landschaftspflegerischer Fachbcitrag / Eingriffs-/Ausgleichsbilanz zur 1.

Anderung des Bebauungsplanes Hu 115/1" ist Bestandhil dieser Begründung.

Dortuund, <kn 0 9. Okt. 1995

r
Städt. Vermessungsdirektor
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l. Vorbemerkunpen/AusqangslNse

Nach § I Abs. 5 Nr. 7 BauGB sind bci der Außtellung von Bauleitplänen u. a, die
Belange des Umweltschutzes, des NaturschuEee und der Landschaftqpflege, insbe-
sondere des Naturhaushaltes, des Wassers, der Luft und des Bodens einschließlioh
seiner Rohstoftorkommen, so\ryie das Klima zu berückcichtigen und in eine Abwä-
gung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander
einzubeziehen.

Konketere Regelungen zu den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge treffen die entsprechenden Fachgeseee wie das Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) und das LandschaftsgeseE von Nordrhein-Westfalen (LG NW).

Nach § 8 Abs. I BNatSchG bzw. § 4 Abs. I LG NW gelten Veränderungen der G+
stalt oder NuEung von Grundflächen, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen könne,n, als Ein-
griff in Natur und Landschaft.

Der Verursacher eines Eingriffes ist zu verpflichten, vermeidbare Beeinträchtigungen
von Natur und Landschaft zu unterlassen §ermeidungsgebot) sowie unvermeidbare
Beeinträchtigungen innerhalb einer zu bestimme,nden Frist durch Maßnahmcn des
NahrschuEes und der Landschaftspflege auszugleicheir (Ausgleichspflicht) - § 8
Abs. 2 BNatSchG bzw. § 4 Abs. 4 LG NW.

Diese Verpflichtungen gelten auch, wenn aufgrund von Anderungen von Bauleitplä-
nen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Dann ist über die Bclange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Bauleitplan untcr entspreche,lrder
Anwendung des § I Abs. 2 Sau I und dcr Vorschriften über Ersatanaßnahmen im
Sinne des § I Abs. 9 nach den Vorschriften des Baugesetzbuches und des Maßnalrme-
gesetzes zum Baugmetzbuch zu entscheiden (§ 8 a BNatSchG Abs. I Satz l).

In diesem Sinne ist fih dia I . Anderung des Bebauungsplanes Hu 1 l5ll eine nzue
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu erstell«r.

Ausgengslage

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Hu 115/l - Lohwiose - ist nach
dem Dorhnunder IJVP-Modell im Februar 1989 eine tlVP-Ersteinschäuung mit Ge-
bictsbrief und Empfehlungon zur Planung vom Umweltamt vorgelegt worden. Der
Unterzuchungsraum umfaßta dabei die Geltungsboeiche des Hu 115/l und 2 sowie
des Hu I 16.

Im weiteren Verlauf des Planverfahrens wurde vom Planuagsamt eine Ausgleichsbi-
lanzienrng mit Grünordnungsplan und ein UVP-Haupttestdokumeot (30.01.1991)
erstellt.

Ftir die geplanton Vorhaben wurde ein Katalog mit ökologischen und gestalterischen
Mindestanforderungen aufgestellt.
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In Kombination von Eingriffsvermeidung Eingriffsverminderung und Ausgleichs-
und Ersahaßnahme,n wurde die Kompensation aller durch die geplanten Vorhaben
entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft crreicht.

2. VeränderteSituation

Von der ersten Anderung des Bebauungsplanes Hu 115/l sind folgende Flächen
betroffetr:

Straßenverkehrsfl ächen
Gewerbeflächen mit einer Ausnutzungsziffer von 0,8 und ökologischen und
gestalterischen Mindestanforderungeir

3. Delinition des Eingriffes

Eingriffe entshhen überall dor! wo das neuc geplanüe Vorhaben qualitativ und quan-
titativ über dic im Hu I l5/1 bereits festgesetä€n baulichen Maßnahmen hinaus Be-
einträchtigungen des Naturhaustraltes verursache,n.

Das ist in folgenden Situationen der Fall:

auf de.n Flächen, wo das neuc geplant€ Gewerbegebiet das bislang festgesetzte
Gewerbegebiet mit den ökologische,n und gestalterischen Mindestan-
forderunge,n überlagert,
an Stellen, wo Verkehrsfläche,n das bislang festgesetae Gewerbegebiet mit
den ötologischen und gestalterischen Mindestanforderungen überlagem.

Bewertungsmethodik zur Errnittlung der Eingriffsstärke

Die Bewertung und Punktvorgabe orientiert sich an der Methode, dis für die
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung Hu 1 l5/1 angcwendet wurde.

Dabei erfolge die Bewertung entsprechend einer Methodc, die der Minister für Um-
welt, Raumordnung und Landwirtschaft des Landes Nor«lrhein-Westfalen den Ge-
meinden zur Anwendung anpfohlen hatte (MLJRI Bewertungslcitarie,n für ökologi-
sche und landschaftsästhetisohe Beeinträchtigungen bei Eingriffen).

Die betroffenen Bioto,ptypcn werden dabei nach divsrsen Kriterien untersucht und
erhalten nach der Rechnung Zahlenwert€ von I - 10, geringwertig - wertvoll.
Die Wertigkeit der potentiellen Ausgleichsfläche ist dabei auf dem gleichen Wege zu
ermitteln wie für die Eingriffaflächen.

4 . Eingriff/Verluste

a) Verlüst rn Gewerbelläche mlt ökologischen Mindestrnforderungen

Bei der Planaufstellung des Hu I l5l1 wurde besonderer Wert auf eingriffsminimie-
rende Maßnahmen gelegt. Diese wurden sowohl in der Ausgleichsbilanzierung und
im GräLnordnungsplan, wie auch im Katalog zu ökologisohen und gestalterischen
Mindestanforderungen detailliert beschrieben.
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o

Es handelt sich dabei um folgande Maßnahmen:

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke (private Gninflchen)
sind entlang der seitlichen und hintere,n Grundstücksgrenzen mit standort-
gerechten Gehölzen naturnah und pflegeextensiv anzulegen und zu erhalten.

Die Eingangssituation/auch Vorgartenflächeir sind gärtnerisch zu gestalten.
Dabei sind 60 % der Fläohe mit heimischen, standortgerechten Gehölzen zu
bepflanzen. Je 300 qm Vorgaxtenfläohe ist ein Baum mit 18 cm Stamm-
umfang zu pflanze,n.

Private Stellplätze sind mit wasser- und luftdurchlässigen Materialien zu
gestalten. Je 5 Stellplätze ist mindestens ein einheimischer standortgsrechter
Laubbaum zu pflanzen.

Wege und Zufahrten sind mit offcnem Fugenbild zu gestalten, unbelastetes
Oberflächenwasser von Wege.n soll vor ft versickert werdeir.

Reserveflächen sind mit Wildrasen, Wildblumen, Wildstauden o. ä. zu
begrifuren.

Einfriedigungen sind durch Hocken oder begrünten Mauem und Zäunen zu
ersteller.

Geschlossene und in Teilbereichen geschlossene Fassaden sind mit
Kletterpflanzen zu begrünen und tlauernd zu erhalten. Pergolen sind gänzlich
zu begränen.

Flachdächer und Dachfläohcn bis zu einer Neigung von 15' sind mindestcns
zl30 % ihrer Gesamtfläche er*ensiv zu begrüneNl

Diese ökologischen Mindestanforderungen ware,n im Rahmen des Bauge,[ehmigungs-
verfaluens in Form von Grüngestaltungspläncn nachzuweisen. Somit wax deren Re
alisierung gesichert,

Diesos Gewerbegebiet wird zwar niemals einen Standort ftr die Enrwicklung von na-
tärliohen Tier- und Pflanzongesellsohaften darstclle,n, bictet jedoch zahlreichon an
Extremstandorte angepaßten Gesellschafteir einc Lebelrsgrundlage. Allen Umwolme-
dieir wurde soweit wie möglich Rechnung getragen. Einem derartigen Gewobegebiet
müßt€ in der ökologischcn Wcrtskala ein ökologischcr Wert von mindestcns "1" zu-
gesprochen werden.

Ein weiterer Eingriff entstcht duroh dic Fcstsetzung eino Verkehrsfliche
(Wondeschleife) auf dem ursprtinglich festgeseeten Gcwerbegebiet mit ökologischen
Mindestanforderungen. Es handelt sich dabei um eine Flächo von 600 qp, es entsteht
cin Eingriffvon 600 qm x .1' : 600 Punkh.

o

o

o

o

o

o

o

r

I

Durch das geplante neue Gewerbegebiet, in deir die o, g. ökologischen Mindestanfor-
derungen nicht umgeseEt werden, entsteht somit ein Eingriff von 23 600 qm x I =
23 600 Punkte.
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b) Im Überblick entstehen durch das neue geplante Gewobegebiet folgende Eingriffe
und Verluste an ökologischer Wertigkeit:

Art der Fläche Gril0e in qm ökologischer Wert in
Punktenvonl-10

Gesrmtpunktzahl

Gewerbefl äohe mit ökologi-
schen Mindestanforderungen
- durch neues Gewerbe (4a)
- durch Verkehrsfläche (4a)

23 600
600

I 23 600
600

Summe 24 200

5 Ausgleichsmeßnrhmen

Inncrhalb des Geltungsbcreiches der 1 Andcrung des Hu ll5il werden Flächen frr
Maßnahme,n zum Sohutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landlchaft
ausgewiesen. Diese Fläohen werdä ats Ausgleichsfläohä mit dem Symbol @
gekennzeichnet und fließen in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ern,

Auf diesen Flächen werden Maßnalme,n festgesetzt, die entsprechend der Grundsätze
für die Ausgestaltung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Anlage zu § 2 Abs. 3
der §atzung der Stadt Dormund zur Erhebung von Koste,nerstattungsbeträgcn nach

§ I a BNatSchG) zu realisieren sind.

Entsprechend der ökologischen Bewertung, die im Rahmen der Ursprungsbilanz vor-
genommen wurde, sind die geeigneten Ausgleichsmaßnahme,n mit eine,m ökologi-
schen Wert von "5" anzugebcn. Auoh auf den neu ausgewiesenen Flächen wird dieser
Wert als Endwert angenoqpen.

a) Auegleich auf Gewerbegebiet mit ökologlschen Mindest nforderungen

3 350 qm Ausgleichsfläche werden auf vormals als Gewerbegobiet mit ökologische,n
Mindestanforderunge,n festgesetzt. Der vorhandane Wert der Fläche ist mit "1" ange-
gebcn, der angestrebte Wert ist "5", §o beträgt dic Aufuernurg "4".
Auf dieser Fläche ist demnach ein Auegleich von 3 350 qm x 4 = 13 400 möglich.

Auf dieser Fläche ist die Anpflanzung von heimischen, standortgerechten Gehölzen
(nach Punkt 1.2 der Satzung) festgesetzt. DafrLr gelten folgcnde
Ausf ührungsgrundsätze:

Schaffimg günstigcr Wachstumsbedingungen durch Bodonvorboroitung naoh
DrN 18915

Anpflanzung von Bäumen I. Ordnung mit einem Stanrmumfang dor Sor-
tienrng 16118, Bäumen II. Ordnung mit einein Stammumfang der Sortierung
14/16, Heistern 150/175 hoch und zweimal verpflanzten §träuchern je nach
Art in der Sortierung 60/80, 80/100 oder 100/150 hoch

je 100 qm je I Baum I. Ordnung, 2 Bäume II. Ordnung, 5 Heister und
40 Sträucher
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- Verankerung der Gehölze und Erstellung von Schutzeinrichtungen

- Fertigstellungs- und Entwickungspflege frr 3 Jatre.

Es sind Pflanzen nachstehender Liste zu verwenden:

Bäume I. Ordnune:

Eiche
Esche
Winterlinde

Quercus robur
Fraxinus excelsior
Tilia cordaa

Bäume II. Ordnuns:

Eberesche
Kirsche
Birke
Hainbuche
Wcide

Sorbus aucuparia
Prunus avitrm
Betula pendula
Carpinus betulus
Salix caprea

Sträucher:

Pfaffenhütchen
Haselnuß
Holunder
Harriegol
Weißdom
Schnceball

Euonymus europaeus
Corylus avellana
Sambucus nigra
Comus sanguinea
Crataegus monog;ma
Vibumum lantana

b)

6. Bihnz

In der Bilanz wird der ermittelte entstehe'nde Eingriff dem im Geltungsboeich der
Anderung möglichur Ausgleich gegenüber gestelt. Aus der Differeni do b.id*
Punktzahlen läßt sich ablesen, welchcs Ausgleichsdefizit verbleibt.

Eingriffspunktzahl gem. 4 b) 24200 punkte
Ausgleichspunktzahl gsm.5 b) 13 400 Punkte

Art der Fläche Größe in qm ökologische Aufwer-
tung in Punkten

Ausgleich auf Gewerbegebia
mit ökologischen Mindestanfor-
derungen (5a)

3 350 4 13 400

Zusammenfassung

Im Überblick läßt sich innerhalb des Geltungsbereiches der ersten Andorung des Hu
I 15/l folgender Ausgleich erzielen:

Gesamtpunktzrhl



Differenz l0 800 hmktc.

Es sind 10 800 Punkte in Form von Ersatznaßnahmen an anderer Stelle innerhalb des

Stadtbezirkes zu kompensier«r.

7. Ersrtz

Für die Ersataußoahmen ist eine geeignete Fläche im Stadtbezirk Huckarde zur Ver-
fügung zu stellen.

Es sollte sich möglichst um cine Ackerfläche in einem Gebiet handeln, welches zu-
sätzlicher Strukturierung und EnrwicHung bedarf.

Dort sollte möglichst die in hukt 5 a) beschriebcno Maßnahme umgesetzt wcrden.
Sind diese jedoch an <le.m Standort nicht geeignet so sind entsprechende Maßnahmen
aus dem Katalog ffir Ausgleichs- rmd Ersatmaßnahmen (Anlage zu § 2 Abs. 3 der
Satzung der Stadt Dortmund zur Erhebung von Kostenerstattungsboträgen nach § 8 a
BNatSchG) auszuwählen.

Wenn davon auszugehen ist, daß oine Ackerfläche mit dem ökologischen Wert "1" als
Ersatzflächc in Anspruch genormen wird und die Ersatzmaßnahmen um 4 Wert-
punkte aufwerte,n, entsteht ein Fläche,nbedarf von l0 800 Punkte : 4 = 2 700 qm.

8. Kostenschätzuns

I. Herstellurgskostenincl,3-jährigeEntwicklungspllege

A. Ausgleichrnaßnahme

Anpfl anzung von standortgerechten
heimischen Gehölzen gn. Pkt. 5a)
3 350 qm 19,00 Dlr4/qm 63 650,00 DM

Zwischensumme 63 650,00 DM

B. Ersatzmeßnehmen

Anpfl anzung von standort-
gerechten, heimisch€n
Gehölzen gem. Pkt. 5 a)
2 700 qm 19,00 DIvI/qm 51 300,00 DM

Zwischensurnme 51 300,00 DM

Gesamtherstcllungskosten 114 950,00 DM
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il. Grunderwerbskostetr

A.

B.

Ausgleichsfläche

Ersatzlläche

3 350 qm x 10,00 DlvTqm: 33 500,00 DM

2 700 qm x 10,00 Dlüqm: 27 000.00 DM

Gesamtgrunder-
werbskosten 60 500.00 pM

G esamtkosten (I und II) 175 450.00 pM



Der Entwurl der Anderung Nr. 1 des Bebauungsplanes Hu 1 l5/1 und diese Begrün-
dung haben nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BaUGB vom 08.12.1986 (BGBI. I S. 2253) in der
Zeit vom 04.12.1995 bis 04.01.1996 einschließlich zu jedermanns Einsicht öflentlich
ausgelegen.

Dortmund, Z4/3 9/
lm Auftrage

Z-Q.3
Wilde

Der Rat der Stadt hat am 29.02.1996 beschlossen, diese Begründung nach § 9 Abs. 8
BauGBvom 08.12.1986 (BGBI. 15.2253) derAnderung Nr. 1 des Bebauungsplanes
beizufügen.

Dortmund,

lm Auftrage

4n r?, tl

Wilde
ZeA*


